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Erfurt·Bremen. Das Bundesarbeitsgericht
hat der Überwachung von Beschäftigten
etwa im Krankheitsfall enge Grenzen ge-
setzt. Nur bei einem auf Tatsachen beru-
henden, konkreten Verdacht einer schwe-
ren Pflichtverletzung dürften Arbeitgeber
Detektive zur Kontrolle von Mitarbeitern
einsetzen, urteilten die Richter in Erfurt.
Derartige Pflichtverletzungen können das
Vortäuschen einer Krankheit oder Dieb-
stähle sein. In Bremen zeigte sich der
Arbeitgeberverband nicht überrascht von
dem Urteil. Der Deutsche Gewerkschafts-
bund in der Region Bremen-Elbe-Weser
war indes unzufrieden, da Videoaufnah-
men weiterhin erlaubt seien. Seiten 2 und 7

Das ausführliche Wetter finden Sie auf
Seite 6 und jederzeit aktuell auf dem
Online-Portal des WESER-KURIER unter:

www.weser-kurier.de/wetterkontor/aktuell

WETTER

Oldenburg. Im Mordprozess gegen einen
ehemaligen Krankenpfleger des Klinikums
Delmenhorst sind vor dem Landgericht Ol-
denburg die ersten Plädoyers gesprochen
worden. Staatsanwaltschaft und Neben-
klage forderten eine lebenslängliche Haft-
strafe. Beide sahen es als erwiesen an, dass
Niels H. die derzeit verhandelten drei
Morde und zwei Mordversuche begangen
hat. Der 38-Jährige war zudem voll gestän-
dig, räumte selbst insgesamt sogar bis zu
30 Taten ein. Gestern äußerte er sich erst-
mals selbst in dem Verfahren, das seit Sep-
tember 2014 läuft. Er bedauere seine Taten
am Klinikum Delmenhorst, diese seien
nicht entschuldbar. Seite 12

Kiew. Mit einer internationalen Friedens-
mission will der ukrainische Präsident Pe-
tro Poroschenko den Westen noch stärker
in die Konfliktlösung für die Ostukraine ein-
binden. Eine EU-Polizeimission unter UN-
Mandat wäre für die prowestliche Führung
in Kiew die beste Form eines internationa-
len Friedenseinsatzes, sagte Poroschenko
gestern in Kiew. Eine Beteiligung Russ-
lands schloss der Präsident aus. Kanzlerin
Angela Merkel sowie die Präsidenten
Frankreichs, Russlands und der Ukraine,
François Hollande, Wladimir Putin und Po-
roschenko, versicherten unterdessen in
einer Telefonkonferenz, weiter am Mins-
ker Abkommen festzuhalten. Seiten 2 und 4

In den Norden und Westen Mitteleuropas
ziehen dichte Wolken. Sie bringen ge-
bietsweise Regen.

Regen oder Nieselregen

Tagsüber NiederschlagNachts

7° 5° 70%

Die Armut in Deutschland hat ein Rekord-
hoch erreicht, und Bremen belegt bundes-
weit nicht nurweiter den letzten Platz, son-
dern koppelt sich ab. Zu diesem Schluss
kommt der Gesamtverband des Paritäti-
schen, der gestern in Berlin seinen aktuel-
len Armutsatlas vorgestellt hat. Der Chef
des Wohlfahrtsverbands richtet klare
Worte an die Bremer Politik.

VON SARA SUNDERMANN

Bremen. Trotz guter Wirtschaftslage ist die
Armut in Deutschland stark gestiegen. Das
stellen die Autoren des 5. Armutsatlasses
fest und sprechen von einem „historischen
Höchststand“. 12,5 Millionen Menschen le-
ben bundesweit in Armut, verdienen also
weniger als 60 Prozent des Durchschnitts-
einkommens. Besonders Alleinerziehende
und Rentner sind betroffen. Und Bremen
bleibt – mit jetzt noch größerem Abstand –
Schlusslicht. Hier stieg die Armut mehr als
doppelt so stark wie im Bundesschnitt, zu-
letzt auf 24,6 Prozent im Jahr 2013.

Deutschland ist ein tief zerrissenes Land:
Die Kluft zwischen armen und reichen Re-
gionen werde immer tiefer, so die Autoren.
In Bremen lebt jeder vierte Einwohner in
Armut, in Bayern nur jeder zehnte. In Bre-
merhaven ist der Anteil der Armen viermal
so hoch wie in Bodensee-Oberschwaben.

Armut ballt sich in Stadtstaaten, das ist
bekannt, doch selbst unter den Großstäd-
ten schneidet Bremen schlecht ab: „Bre-
men hat den schlechtesten Trend, seit 2009
zeigt die Armutskurve steil nach oben“,
sagt Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Paritätischen Gesamtverbands.
„Das völlige Abrutschen von Bremerhaven
ist erschreckend: 38 Prozent der Kinder le-
ben von Hartz IV, eine ganze Region ist von
Kinderarmut geprägt.“ Er sieht vor allem
die Bundesregierung in der Pflicht, übt
aber auch deutliche Kritik an der Bremer
Landesregierung: „Eine große armutspoliti-
sche Offensive habe ich in Bremen nicht
wahrgenommen“, sagt Schneider. „Wor-
auf will man noch warten? Dass jedes

zweite Kind von Hartz IV lebt?“ Schneider
nahm auch an der ersten Armutskonferenz
in Bremen im Herbst 2013 teil.

Bremen müsse nun Druck auf den Bund
machen, fordert er: „Bremer Politiker aller
Parteien müssen sich dringend dafür einset-
zen, dass Steuererhöhungen nicht länger
ein Tabu sind“, sagt Schneider. „Jede Zu-
rückhaltung ist jetzt fehl am Platz.“

„Die Bremer Entwicklung ist erschüt-
ternd“, sagt auch Gerd Wenzel, Vorsitzen-
der des Paritätischen Bremen. Er spricht
von einer „Armutsabwärtsspirale“. „Es ist
der Politik nicht gelungen, den Abwärts-
trend zu stoppen“, sagt Wenzel. „Ich sehe
das Bemühen, aber nicht den Erfolg.“ Er
stellt aber auch fest: „Es ist schwierig, die-
ses Problem auf Landesebene zu lösen –

Bremen kann das nicht alleine stemmen.“
Der Bund müsse eine Kindergrundsiche-
rung einführen, das Absenken der Renten
stoppen und die Hartz-IV-Sätze erhöhen.

Bremen dagegen müsse vor allem die
Kinderbetreuung weiter verbessern, damit
Alleinerziehende berufstätig sein können
und nicht in die Armut abrutschen. „Wir
brauchen flexiblere Zeiten in den Kitas, die
Städte sind immer noch nicht auf Allein-
erziehende vorbereitet“, sagt Wenzel. „Ob
in der Pflege oder im Krankenhaus, wir ha-
ben in so vielen Bereichen Schichtarbeit
und späte Arbeitszeiten, dafür ist das Be-
treuungsangebot absolut unzureichend.“

Im Kampf gegen Armut bei der Kinderbe-
treuung und bei der frühkindlichen Bil-
dung anzusetzen, fordert auch der Sozial-

wissenschaftler René Böhme vom Institut
Arbeit und Wirtschaft (IAW), der zu den In-
itiatoren der Bremer Armutskonferenz ge-
hört: „In der Betreuung der Kinder unter
drei Jahren hatte Bremen lange sehr große
Defizite“, sagt Böhme. „Und lange Zeit
wurden Kitas vor allem dort gebaut, wo sie
von den Eltern nachgefragt wurden, also
vor allem in den reicheren Stadtteilen.“ Die
Stadt sei dabei, dies zu ändern, doch es
gelte weiterzumachen. Der Bund müsse
die Gesetze ändern und Bremen sich für
mehr Teilhabe einsetzen, fordert Böhme.
Gemeinsam mit anderen bereitet er derzeit
eine zweite Bremer Armutskonferenz vor,
bei der im November Wissenschaftler, So-
zialarbeiter und Behörden weiter Werk-
zeuge gegen Armut entwickeln wollen.

Brüssel·Berlin·Athen. Das pleitebedrohte
Griechenland ist mit seinem neuen Hilfsan-
trag in Berlin vorerst abgeblitzt. In der vor-
liegenden Form lehnt das Bundesfinanzmi-
nisterium den Antrag auf eine Verlänge-
rung der Ende Februar auslaufenden Hil-
fen strikt ab. „Der Brief aus Athen ist kein
substanzieller Lösungsvorschlag“, sagte
der Sprecher von Finanzminister Wolfgang
Schäuble, Martin Jäger, in Berlin.

Die Griechen hatten den lange angekün-
digten Antrag gestern Morgen auf den
Weg gebracht. Heute Nachmittag treffen
sich Schäuble und seine Kollegen aus der
Eurozone zu einer Sondersitzung in Brüs-
sel. Dort soll ein Ausweg aus der verfahr-
enen Situation gefunden werden.

In der schwarz-roten Koalition sorgt
Schäubles Kurs für Verstimmung. Wirt-
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) riet
dazu, „dass wir diese neue Haltung der
griechischen Regierung als Ausgangs-
punkt für Verhandlungen nutzen und nicht
vorher bereits öffentlich ablehnen“.

In dem Schreiben an die Eurogruppe bit-
tet der griechische Finanzminister Gianis
Varoufakis um eine sechsmonatige Verlän-
gerung der Finanzhilfen für das Krisen-
land. Darin akzeptiert Griechenland auch
weitere Überwachungen durch die EU, die
EZB und den IWF. Offen bleibt allerdings
die Frage: Ist die neue Athener Regierung
nun auch bereit, im Gegenzug für Hilfskre-
dite weitere Auflagen der internationalen
Geldgeber zu akzeptieren?

Seinen Antrag will Griechenland auch
nach der deutschen Absage nicht nachbes-
sern. Die Euro-Finanzminister könnten auf
der heutigen Dringlichkeitssitzung den An-
trag „annehmen oder ablehnen“, hieß es
gestern Abend in einer Erklärung der Re-
gierung. Eine andere Option gebe es nicht.
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Friedenstruppe für die Ukraine

Klaus Möhle, sozialpolitischer
Sprecher der SPD-Fraktion:
„Überall da, wo es in der Macht
des Landes liegt, versuchen wir,
Bildungs- und Teilhabechancen
zu erhöhen. Für Transferleis-
tungsempfänger werden verbil-
ligte soziale und kulturelle An-
gebote im Bremen Pass gebün-
delt. Eine Jugendberufsagentur
wird aufgebaut und eine Ausbil-
dungsgarantie eingeführt. Wir
setzen nicht nur auf Vermitt-
lung in gering qualifizierte Tä-
tigkeiten, sondern verstärkt auf
Berufsabschlüsse. Bremen sorgt
wieder für sozialen Wohnungs-
bau. Die SPD steht zu einer Erhö-
hung der Erbschaftssteuer für
sehr große Vermögen.“

MatthiasGüldner,Fraktionsvor-
sitzender der Grünen: „Wir neh-
men die Ergebnisse sehr ernst.
Die Bremer Ergebnisse im Be-
richt des Paritätischen sind ein

Skandal der Armut. Auf Bundes-
ebene wollen wir höhere Spit-
zensteuersätze und eine höhere
Erbschafts- und Vermögens-
steuer, damit die Länder die Be-
kämpfung der Armut finanzie-
ren können. Wir wollen in Bre-
men vor allem über bessere Bil-
dung den Armutskreislauf
durchbrechen: Frühförderung,
Kinderbetreuung und Ganztags-
schulen müssen weiter ausge-
baut werden, damit wir nicht
neue Armut produzieren.“

Elisabeth Motschmann, Spit-
zenkandidatin der CDU: „Der
Armutsatlas dokumentiert aber-
mals auf erschreckende Weise,
wie sehr sich Armut in Bremen
unter SPD und Grünen verfes-
tigt. Bürgermeister Jens Böhrn-
sen hat das Thema zur Chefsa-
che erklärt. Vor diesem Hinter-
grund ist der Bericht umso
mehr eine Bankrotterklärung
seiner Politik, denn seine Versu-
che bleiben wirkungs- und er-
folglos. Es macht mich fassungs-

los, wenn sich der Senat für Ein-
zelmaßnahmen auf die Schul-
ter klopft, aber offensichtlich
nicht in der Lage ist, die Ursa-
chen von Armut an der Wurzel
zu packen.“

Kristina Vogt, Fraktionsvorsit-
zende der Linken: „Die Nach-
richt ist keine Überraschung,
aber dennoch ein handfester
Skandal. Die Fakten liegen
lang und breit auf dem Tisch.
Es sind Alleinerziehende, Rent-
ner und vor allem Kinder,
denen diese Entwicklung am
schwersten zusetzt. Doch statt
die Bekämpfung der Armut mit
einem ressortübergreifenden,
finanzstarken Konzept in An-
griff zu nehmen, hält der Senat
lieber großzügig Abstand zur
Neuverschuldungsgrenze und
doktert zur Wahrung des schö-
nen Scheins an kleinen Modell-
projekten herum.“

DER NORDEN

Lebenslang für Niels H.?

Was Politiker zum Armutsatlas sagen

BREMEN

Gericht begrenzt Überwachung

Bremen rutscht immer weiter ab
Wohlfahrtsverband beklagt Spaltung der Gesellschaft / In Bremerhaven lebt mehr als jedes dritte Kind von Hartz IV

Frankfurt/Main. Für Bahn-Kunden bleibt
die Planung der nächsten Tage unsicher.
Noch immer droht ein Streik der Lokführer.
Es schien gestern aber auch möglich, dass
die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivfüh-
rer (GDL) den Ausstand noch abbläst. Bis
zum Nachmittag nannte die GDL keinen
Streiktermin. Die Bahn versuchte, die Ge-
werkschaft von ihrem Vorhaben abzubrin-
gen. „Ja, wir reden miteinander, wir sind in
Kontakt“, sagte Bahn-Personalvorstand Ul-
rich Weber in Frankfurt.

INHALT

Von links: Klaus Möhle (SPD), Matthias Güldner (Grüne), Elisabeth Motsch-
mann (CDU), Kristina Vogt (Linke). FOTOS: BEHRENS·DPA·KOCH·KUHHAUPT

Bremen. Mit Warnstreiks, Demonstratio-
nen und Kundgebungen haben sich Me-
tallarbeiter in ganz Norddeutschland für
ihre Tarif-Forderungen stark gemacht.

Schwerpunkte der Aktionen lagen in Bre-
men und Kiel. Allein in Bremen nahmen
nach Angaben der IG Metall 3000 Arbei-
ter an den beiden Demonstrationszügen

teil, im Warnstreik waren 5700 Beschäftig-
te. In Bremerhaven zählte die Gewerk-
schaft weitere 500 Warnstreikende. Insge-
samt sollen sich im Bereich Küste mehr als

20000 Menschen beteiligt haben. Der
Arbeitgeberverband Nordmetall kriti-
sierte die Warnstreiks als „ Flächen-
streiks ohne Urabstimmung“.

Bahn will Streik
abwenden

Schäuble lehnt
Athens Antrag ab

Die rote Fahne weht im Norden

Nichts geht mehr am Vormittag auf dem Osterdeich: In zwei Demonstrationszügen zogen die Streikenden zur zentralen Kundgebung, an der sich rund 3000 Metaller beteiligten. FOTO: KUHAUPT
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